
Anlage 14
zu § 34 Abs. 4 BWO

Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag)
Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie die unterzeichnende Person persönlich und handschriftlich geleistet hat. Zu Kreis-
wahlvorschlägen von Parteien dürfen Unterschriften erst gesammelt werden, wenn der Wahlvorschlag aufgeste|lt ist; vor-
her geleistete Unterschriften sind ungültig. Jede wahlberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur einen Kreiswahlvor-
schlag unterstützen. Wer mehrere Krelswahlvorschläge unterzeichnet, macht sich nach § 108d 1. V, mit §  107a des
Strafges®tzbuchesstrafbar.,,..,.,~===::::.......`\
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(Unterschrlft, Nam®nsst®mp®l)

eiter*in

Rostohar
dt. Verwaltungsrat

Zusatz für A:
Ich unt®rstütz® hlemit durch meine Unterschrift für den Fall der Nichtanerkennung der oben unter A genannten Vereinigung a!sEa±
±si den obigen Kreiswahlvorschlag als anderen Kreiswahlvorschlag unter dem Kennwoh

\,,®,,,..,..,........,.,,,,,,11,,,,,,,,,,,,`,,11,,,,,®,,,..1.,,..,1,,.....,,,.,.,,(KennwortdesKreiswahlvorschlages)

(Datum)                                                              (persönliche und handschriftliche unterschrift)

Nicht von der unterzeichnenden Person auszufüllen

Bescheinigung des Wahlrechts 4)
Die vorstehende unterzeichnende Person besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit im Sinne des Artikels 116 Abs.1  des Grundgesetzes.
lm Zeitpunkt der Unt`erzeichnung eriüllte sie die sonstigen Voraussetzungen des § 12 des Bundeswahlgesetzes, ist (war) nicht nach § 13
des Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und im oben bezeichneten Wahlkreis wahlberechtigt.

i//'     ..~ ..... `..`..\\         PmerA:£:ar:ürgermeister

Dortmund,  den  „.„...„ ................. „ .......            !\         OJG`Jistsie#        ,./!'`...-"_...J
(Unt®rschrift. Nam®nsstemp®l)

1 ) Wlrd bel d®r Anforderung des amtilchen Foi.iinbla" d®r Nachweis erbracht, dass für dl® Bew®rberin.d®n B®w®rb®r lm M®k]®roglster ®lne Auskunftssporre g®mäß § 51  Absatz 1 des Bundesmoidog®.
setz®s eing®bagen lst, Wrd anstelle dos Wohnortes (Hauptwohnung) der Ort der Err®ichbarkeltsanschm verw®ndet; dle Angabe ejnes Posffachs qenügt nlcht.

2) Bel außorhalb d®r Bundesrepubllk Deutschland lob®nden wahlberochtlgten Poisonen lst der Nachwels for dle Wahlber®chtlgung durch dle Angab®n gemäß Anlage 2 (und Abgab® einor Versicheung
an Eid®s statt) oder gemäß Anlag® 2a (und Abgab® ®lner Verslch®rung an Eldes statt) zu erbring®n.

3) Wenn dl® unterzelchn®nd® P®rson dle Beschelnlgung des Wahlrechts s®lbst ®lnhol®n will, strelchen.
4) Dle Gemelnd®b®hörde darf das Wahlr%m nur einmal für elnen Kr®lswahlvorschlag und elne Landesllsto beschelnlgen: dab®l darf sk) nlcht festhalten, für welchen Wahlvorschlag dl® en®jite  B®sch®ini.

gung bestimmt lst. Dle Wahlberecntlgung der unterzelchnenden Person muss lm Zeltpunkt der Unterzeichnung gegeben s®ln. Datenschutzhinweise siehe Rückseite



Anlage 14
(zu § 34 Abs. 4 BWO) Rückseite des Formblatis für eine Unterstützungsunterschrift (Krei.swahlvorschlag)

Informationen zum Datenschutz

Die mit lhrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten sind notwendig, um die Mindestzahl
von Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge nach § 20 Absatz 2 Bundeswahlgesetz und § 20 Absatz 3 Bundes-
wahlgesetz nachzuweisen. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 Ab-
satz 1  Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit den §§
19, 20, 25 und 26 Bundeswahlgesetz und den §§ 34, 35, 36 Bundeswahlordnung.

Sie sind nicht verpflichtet, lhre personenbezogenen Daten bereitzustellen. lhre Unterstützungsunterschrift für den Wahl-
vorschlag ist jedoch nlir mit diesen Angaben gültig.

Verantworilich für di6 Verarbeitung lhrer Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder der*die Unter-
stützungsunterschriften sammelnde Einzelbewerber*in (§ 20 Absatz 3 Bundeswahlgesetz)

Basisdemokratische Pariei Deuschland -dieBasis-, Landesverband NRW, Fürstenwall 228, 40215 Düsseldorf

Die Kontaktdaten des*der Datenschutzbeauftragten lauten:

Basisdemokratische Pariei Deuschland -dieBasis-. Janko Williams, Straße der Jugend 18,14974Ludwigsfelde

)1).

)2).

Sofern Sie keine Bescheinigung lhres Wahlrechts beigefügt und lhr Einverständnis in die Einholung der Bescheinigung
des Wahlrechts gegeben haben, lässt die Paftei oder der*die Einzelbewerber*in lhre Wahlberechtigung durch die Ge-
meindebehörden prüfen, bei der Sie mit lhrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. Anschließend reicht die Partei oder der*die
Einzelbewerber*in die Unterstützungsunterschriften bei dem*der Kreiswahlleiter*in ein. Diese*r übergibt sie dem Kreis-
wahlausschuss, der über die Zulassung des Kreisvorschlages entscheidet.

lm Falle einer Beschwerde gegen die Zurückweisung eines Kreiswahlvorschlages nach § 26 Absatz 2 Bundeswahlgesetz
können lhre Daten auch dem Landeswahlausschuss, dem*der Landeswahlleiter*in und dem*der Bundeswahlleiter*in
übermittelt werden.

Im Falle von Wahleinsprüchen können lhre Daten auch dem Deutschen Bundestag, den sonstigen nach dem Wahlprü-
fungsgesetz am Verfahren Beteiligten sowie dem Bundesverfassungsgericht, in anderen Fällen auch anderen Gerichten
übermiftelt werden .

Dieses Formblatt wird. nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl vernichtet, wenn nicht der*die Bundeswahlleiter*in
mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsveriahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbe-
hörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können, vgl. § 90 Absatz 2 Bundeswahlordnung.

lm Zusammenhang mit der V6rarbeitung lhrer personenbezogenen Daten stehen lhnen bestimmte Rechte nach Maß-
gabe der DSGVO zu. Sie haben gemäß Artikel 15 DSGVO das Recht auf Auskunft über die zu lhrer Person gespeicher-
ten Daten. Ein Recht auf Berichtigung steht lhnen gemäß Ariikel  16 DSGVO zu, sofern lhre verarbeiteten personenbezo-
genen Daten unrichtig sind. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, können Sie gemäß Ariikel 17 DSGVO die Lö-
schung lhrer Daten oder gemäß Artikel 18 DSGVO die Einschränkung der Datenverarbeitung verlangen. Unter den Vo-
raussetzungen des Artikels 21  DSGVO können Sie Widerspruch gegen die Datenverarbeitung einlegen.

Liegt aus lhrer Sicht ein Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften vor, haben Sie zudem das Recht, sich bei ei-
ner Datenschutzaufsichtsbehörde über die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten durch die Partei oder den*der
Einzelbewerber*in zu beschweren.

1 ) Name und Kontaktdaten sind von der Panei oder dem*der Einzelbewerber*in (§ 20 Absatz 3 Bundeswahlgesetz) einzutragen.
2) Der.Die Verantwohliche hat die Kontaktdaten nur anzugeben, wenn ein+e Datenschutzbeauftragte+r benannt wurde.


